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Brüssels Machtmanöver gegen die 
Schweiz schaden der EU selber 
Niklaus	Ramseyer			Inforsperber					18.05.2021 	
Mit	viel	Druck	will	die	EU	uns	weiterhin	ihren	Rahmenvertrag	
aufdrängen.	Das	ist	rücksichtslos	und	kontraproduktiv.	 
Der Entwurf zu einem Rahmenabkommen zwischen der Schweiz 
und der EU wird in Bern immer mehr zum grenzüberschreitenden 
Problembären. Dies liegt weniger an den «sturen Gewerkschaften» 
oder den «drei strittigen Punkten» als vorab daran, dass die schiefe 
Konstruktion eine Volksabstimmung zu bestehen hätte. Mit einem 
Ja müsste der Schweizer «Souverän» Brüssel zur Gesetzgebung 
auch über die Schweiz ermächtigen – und sich damit selber 
teilweise entmachten. Ausgerechnet im Wahljahr 2023 wird jedoch 
kaum jemand eine solche Vorlage in einem Abstimmungskampf 
gegen die SVP verteidigen wollen. 

In dieser Situation stellt sich die Frage:  Wer gibt den Problembär 
namens Rahmenvertrag wann zum Abschuss frei – und wer erlegt 
ihn? Der neuste verzweifelte Kompromiss, den 
Verteidigungsministerin Viola Amherd (CVP) vorschlug, dürfte daran 
kaum etwas ändern. Denn seit zwei Jahren weigert sich Brüssel 
stur, am Vertragstext irgendetwas zu verbessern. Die EU setzt auf 
politischen Druck, statt auf sachliche Debatten.  

EU-Pressionen	treffen	nun	auch	die	Bahnsicherheit 
Ihre Manöver treffen neuerdings den grenzüberschreitenden 
Bahnbetrieb: «Die SBB sind das jüngste Opfer der Blockade beim 
Rahmenvertrag», titelte die NZZ am 4. Mai 2021. Konkret arbeiten 
führende europäische Bahnunternehmen wie die französische 
SNCF, die Deutsche Bahn DB und unsere SBB im Rahmen eines 
Projektes namens «Shift2Rail» eng und problemlos zusammen. Es 
geht um grenzüberschreitende Sicherheit und Effizienz bei der 
Güterbahn. 
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Doch jetzt übersteuert die EU-Kommission diese gute 
Zusammenarbeit plötzlich politisch: Sie stoppt die Teilnahme der 
SBB am Nachfolgeprojekt «Europe’s Rail Joint Undertaking». Damit 
müsste sie nicht nur auf das Knowhow der weltweit geachteten 
Schweizer Bahningenieure, sondern auch auf mehrere Millionen 
Franken von der SBB verzichten. Nicht die SBB ist also das «Opfer», 
wie die NZZ titelt. Opfer ist vielmehr die Bahnsicherheit in Europa. 

Die	Blamage	der	EU	mit	ihrer	Börsen-Blockade 
Der Grund für diesen Schlag gegen die Sicherheits-Kooperation im 
Schienenverkehr durch die EU-Führung: Brüssel will mehr Druck auf 
Bern machen, damit der Bundesrat endlich das EU-
Rahmenabkommen unterschreibe. Und solche Willkür ist nicht neu: 
Die Schweizer Börse Six etwa hat mit dem Rahmenabkommen 
ebenso nichts zu tun, wie die Sicherheit im Bahnbetrieb. 

Dennoch verweigerte die EU 2019 plötzlich ohne jegliche 
börsentechnische Begründung der Schweiz die Anerkennung der 
«Börsen-Äquivalenz». Es war auch dies ein durchsichtiges, 
politisches Macht-Manöver, allerdings ein hilf- und wirkungsloses, 
das zum peinlichen Bumerang geriet: Dank kluger vorbereiteter 
Entschlüsse und Gegenmassnahmen des Bundesrates musste die 
Bundesregierung in Berlin am 29. Mai 2020 nach Fragen aus 
dem Bundestag in einem elfseitigen Bericht zur «Aberkennung der 
Schweizer Börsenäquivalenz» vermelden, diese Aberkennung sei 
vorab «für EU-Anbieter ein Verlustgeschäft». Bei der Schweizer 
Börse Six hingegen sei «der Handelsumsatz im traditionell flauen 
Juli um 26 Prozent gestiegen» – bei den Aktientransaktionen gar 
um 74 Prozent. Profitiert hätten auch «Banken im Schweizer 
Aktienhandel wie Vontobel». Brüssel verfolgt also eine Machtpolitik 
ohne Rücksicht auf eigene Verluste – hier konkret auf Kosten der 
Finanzwirtschaft und der Anleger in der EU. 
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Schweiz	subventioniert	die	Forschung	der	EU		 
Wenn die EU sachfremde Erpressungen plant, kann es aber auch 
Forschende und Studierende willkürlich treffen: Solange der 
Bundesrat ihr Rahmenabkommen (InstA) nicht unterschreibe, bleibe 
die Schweiz vom EU-Forschungsprogramm «Horizon-Europe» 
ausgeschlossen, drohte die EU-Kommission im vergangenen 
Dezember. Dabei hat dieses Programm mit einem Budget von 95,5 
Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis 2027 nichts mit dem EU-
Rahmenvertrag zu tun: «Es gibt schlichtweg keinen rechtlichen 
Zusammenhang zwischen dem Institutionellen Abkommen und 
dem Forschungsabkommen», betont Martina Hirayama gegenüber 
der «Handelszeitung» (13. 4. 2021). Sie ist Schweizer 
Staatssekretärin und Chefin des Staatssekretariats für Bildung, 
Forschung und Innovation (SBFI) in Bundesrat Guy Parmelins 
Departement (WBF). 
Die Frau weiss, wovon sie spricht. Am Vorläufer-Programm der EU, 
«Horizon 2020», hatte sich die Schweiz von 2014 bis 2020 mit 1,95 
Milliarden Franken beteiligt. Wobei gemäss SBFI die Bilanz um gut 
100 Millionen zu Gunsten der EU ausfiel: Nur 1,87 Milliarden flossen 
für Projekte zurück in die Schweiz. Bei dieser Rechnung geht zudem 
oft vergessen, dass in den EU-Projekten hierzulande vielfach 
forschende Expats aus der EU (insbesondere aus Deutschland) an 
unseren Universitäten in öffentlich finanzierten Uni-Instituten auf 
unsere Kosten ihre Publikationen ausarbeiten. Das dürfte nochmals 
ein paar 100 Millionen an Schweizer Subventionen für die EU-
Forschung ausmachen. 
 
Milliarden	für	den	Nationalfonds	statt	für	Brüssel 
Mit ihrem Forschungs-Boykott könnte sich die EU-Kommission 
somit nochmals ins eigene Fleisch schneiden und den Menschen in 
der EU schaden. Die Schweiz wäre nämlich bereit gewesen, ihren 
künftigen Beitrag an Horizon für die nächsten sechs Jahre auf 6,15 
Milliarden Franken aufzustocken. 
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Zum Vergleich: Die Schweizer Forschungsstelle Nationalfonds (SNF) 
hat 2020 mit 937 Millionen Franken mehr als 3000 konkrete 
Forschungsprojekte finanziert. Mit den in Brüssel verschmähten 
6,15 Milliarden könnten die Berner Forschungs-Förderer in den 
nächsten Jahren also hierzulande massiv mehr, gezielt und selber 
direkt kontrolliert in dringend nötige Projekte (Umwelt, Wasser, Holz, 
Landesprodukte und Energie aus der Region für die Region, 
Impfstoffe) investieren. Sie klagen hinter vorgehaltener Hand 
ohnehin schon, der Umweg über die Forschungstöpfe der EU sei für 
sie und die Forschenden oft sehr mühsam. 
Dass es auf direktem, selbstbestimmtem Weg ohne Brüssel ganz 
gut geht, zeigen die ETH Zürich und das Paul-Scherrer-Institut 
gerade mit einem wichtigen, konkreten Projekt: Gemeinsam wollen 
die Technische Hochschule und das Schweizer Atomforschungs-
Zentrum einen neuartigen Quantencomputer entwickeln. Die ETH 
hat dafür 32 Millionen Franken freigegeben. 

Derweil sorgt das Forschungs-Staatssekretariat im Departement 
Parmelin ebenso vor, wie dies Bundesrat Maurer zuvor beim 
misslungenen Börsen-Erpressungsversuch der EU schon erfolgreich 
getan hatte. Staatssekretärin Martina Hirayama sagt: Wenn die EU 
die Teilnahme der Schweiz an Horizon- Europe weiterhin blockiere, 
werde Bern für schon eingereichte Projektanträge «den Einsatz 
einer nationalen Finanzierung prüfen». Alles also halb so wild. 

«Die	EU-Piesackerei	braucht	uns	nicht	zu	schrecken» 
Bleibt die oft kolportierte Drohkulisse, ohne den Rahmenvertrag 
könnten die bestehenden bilateralen Abkommen «erodieren» und 
auslaufen – oder der «Guillotineklausel» zum Opfer fallen. Das wäre 
wohl erst recht nicht im Interesse der betroffenen Menschen in der 
EU. Und in der Schweiz haben mögliche weitere «Opfer» der 
Brüsseler Druckversuche tatkräftig vorgesorgt. 

Zum Beispiel in der Medtech-Branche, wie der Ökonom und frühere 
Preisüberwacher Rudolf H. Strahm kürzlich vorgerechnet hat:  
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Die EU droht den 1400 Schweizer Fabrikanten von 
Medizinalprodukten und ihren fast 60 000 Beschäftigten mit dem 
Ausschluss von neuen EU-Regeln für diese Branche per 27. Mai 
2021.Nun zeigen Strahms Recherchen: Die Schweizer Medtech-
Unternehmer haben sich für diesen Fall via Deutschland längst 
abgesichert. Die Branche rechne inzwischen nach einem EU-Boykott 
nur noch mit einmaligen Kosten für Zertifizierungen von 114 
Millionen Franken – und dann mit jährlich noch 75 Millionen. Dies 
seien bloss 4 Promille des Gesamtumsatzes von 16 Milliarden im 
Jahr, hält der Ökonom fest. «Es kostet weniger als die 
Währungsschwankungen», bilanziert er. Und zitiert einen Verbands-
Insider: «Das tut nicht mehr weh.» 
Grössere Probleme könnte es aber auch hier umgekehrt für Firmen 
geben, die von der EU aus in die Schweiz liefern möchten. Doch 
auch da hat der Bundesrat bereits mit einer «Eventual-
Medizinalprodukte-Verordnung» ein kluges Abwehr-Dispositiv 
vorbereitet. Strahms Fazit darum: «Die EU-Piesackerei braucht uns 
nicht zu schrecken.» 

«Bestehende	Abkommen	sind	nicht	betroffen» 
Diese Piesackerei nervt hingegen zusehends die deutschen 
Bundesländer an der Grenze zur Schweiz. Der offizielle Berliner 
Bericht zur Börsenäquivalenz erwähnt einen Brief, den neun unserer 
deutschen Nachbarregionen in dieser Sache schon am 2. 
September 2019 der EU-Kommission geschrieben haben. 
Unterzeichnet von den Ministerpräsidenten Wilfried Kretschmann 
(Grüne, Baden-Württemberg) und Markus Söder (CSU, Bayern) warnt 
das Schreiben	Brüssel vor sachfremden Macht-Manövern: Unsere 
direkten deutschen Nachbarn befürchten eine «negative Dynamik, 
welche die Schweiz und die EU weiter auseinandertreiben und die 
grenzüberschreitende Kooperation, zum Beispiel zwischen 
Forschungsinstituten, Universitäten und Unternehmen gefährden» 
könnte.   
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Interessant und eher beruhigend ist im oben erwähnten Berliner 
Bericht zum Brüsseler Börsen-Trick auch eine Stellungnahme des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (unter CDU-Minister 
Peter Altmaier): Die Bundesregierung setze sich beim 
Rahmenabkommen dafür ein, «eine für alle Beteiligten annehmbare 
Lösung zu finden», steht da. Das Ministerium erteilt darum jenen 
Erosions-Thesen und «Guillotinen», wie sie im Rahmenvertrag 
drohen, eine indirekte Absage: «Dabei sind aus Sicht der 
Bundesregierung bestehende Abkommen und Übereinkünfte 
zwischen der EU und der Schweiz nicht betroffen.»    

Machtspiele	der	EU	lassen	Vertrauen	in	der	Schweiz	schwinden 
Solche Beschwichtigungen aus Deutschland kamen indes vor 
Jahresfrist wohl schon zu spät: Das Rahmenabkommen fand 
hierzulande bei jenen, die es sorgfältig studiert und begriffen hatten, 
von Anfang an wenig Beifall. Dass Brüssel es dennoch unverändert 
mit viel List und Tücke der Schweiz aufzwingen wollte, hat 
zusätzlich viel Vertrauen in diesen Verhandlungspartner zerstört. 
Das willkürliche Vorgehen der EU zeigt Brüssels mangelndes 
Demokratiebewusstsein erst recht schonungslos auf. Denn: Wo die 
Mächtigen unter sich über die Köpfe der betroffenen Bevölkerung 
hinweg Verträge aushandeln können, mögen Macht-Manöver und 
Mätzchen gang und gäbe sein. 

In der direkten Demokratie hingegen möchte der Souverän, der sich 
offene und sachliche Diskussionen auf hohem Niveau gewohnt ist, 
ernst genommen werden. Mit einem «Partner» jedoch, der politisch 
trickreich Druck macht, statt sich inhaltlichen Debatten über 
inakzeptable Punkte in einem Vertragsentwurf zu stellen, wollen die 
Menschen hierzulande eher weniger zu tun haben.  

Und im Unterschied zu den meisten Leuten in der EU können sie in 
der Schweiz über die Form der Partnerschaft ihres Landes mit 
anderen Staaten oder mit der EU noch per Stimmzettel 
entscheiden.  
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